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Finanzielle Aspekte für eine erweiterte Europäische Union
von Beate Milbrandt, Berlin

Nach der weit fortgeschrittenen Verwirklichung des
europäischen Binnenmarktes und dem Eintritt in die

dritte Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion steht
die Europäische Union vor weiteren Herausforderungen.
Hierzu zählt insbesondere eine Osterweiterung mit den
damit erforderlichen Reformen des Finanzsystems und
der europäischen Institutionen. Eine Osterweiterung ruft
zudem die Frage nach dem Selbstverständnis und den le-
gitimen Aufgaben der EU auf die Agenda, die eng mit
einer effizienten Aufgaben-, Ausgaben- und Einnahmen-
verteilung zwischen EU-Ebene und Mitgliedstaaten ver-
bunden ist.

Im Jahr 1999 ist die Rahmenplanung über Umfang und
Gestaltung des EU-Haushalts bis 2006 festgelegt wor-
den. Eine grundlegende Reform des Finanzsystems hat
trotz andauernder Kritik bestehender Strukturen nicht
stattgefunden. Gleichzeitig sind die Beitragsverhand-
lungen mit den mittel- und osteuropäischen Staaten Po-
len, Ungarn, Tschechien, Slowenien und Estland (und Zy-
pern) fortgeführt worden. Im Februar diesen Jahres sind
Beitrittsverhandlungen mit fünf weiteren beitrittswilligen
mittel- und osteuropäischen Staaten (Lettland, Litauen,
Slowakei, Bulgarien und Rumänien) und Malta aufgenom-
men worden. Damit steigt die Zahl der Verhandlungspart-
ner auf zwölf, und die Forderung nach festen planbaren
Beitrittsterminen wächst. Die Union hat sich verpflich-
tet bis Ende 2002 für die ersten osteuropäischen Beitrit-
te bereit zu sein. Eine solche Erweiterung der Europäi-
schen Union wird aber nur mit einer vorausgehenden oder
zumindest zeitgleichen fundamentalen Reform ihrer
Finanzstruktur vollzogen werden können.

Ende 2000 soll ein neuer EU-Vertrag geschlossen wer-
den, der institutionelle Reformen festlegt. Eine Dispo-
sition des derzeitigen Finanzsystems steht bisher nicht
auf der Agenda. Noch ist der Beitrittswillen der Kandi-
datenländer ausgeprägt. Heranführungsstrategien, die
nicht von Erfolg gekrönt sind, können jedoch ebenso wie
nicht eingehaltene politische Versprechungen die Glaub-
würdigkeit der Europäischen Union nachhaltig erschüt-
tern. Denkbare politische und ökonomische Folgen rei-
chen von einer Abkehr von einer weiteren europäischen
Integration bis zur Gefährdung der gesamteuropäischen
Stabilität. Um so dringlicher erscheinen Überlegungen
zu einer Reform des Haushaltssystems der Europäischen
Union.

Der Haushalt der Europäischen Union weist – trotz des
vielfach supranationalen Charakters – im Vergleich zu dem
föderaler Nationalstaaten eine Reihe von Besonderhei-
ten auf. Problematisch ist das Auseinanderfallen von Ein-
nahmen- und Ausgabenkompetenz, welches das Prinzip
der Konnexität verletzt. Zusätzlich erschwert die Existenz
zahlreicher Schattenhaushalte eine demokratische Kon-

trolle und damit eine Zügelung der politischen Entschei-
dungsträger. Die Ausgabenstruktur dient bisher kaum der
Bereitstellung öffentlicher Güter, statt dessen herrscht
der Distributionsgedanke in Form der mannigfaltigen
Ausgabenprogramme vor. Im Gegensatz zu anderen zen-
tralen föderalen Ebenen besteht der Haushalt der EU le-
diglich zu einem geringen Prozentsatz aus eigenen Mit-
teln. Der verbleibende Haushalt wird durch Beiträge der
Mitgliedstaaten finanziert. Deren Höhe wird weniger nach
ökonomischen als vielmehr nach verhandlungstaktischen
nationalen Gesichtspunkten (Stichwort „Nettozahler“)
entschieden.

Die tatsächlichen Kosten einer Osterweiterung lassen
sich nur schwer prognostizieren, da eine Erweiterung
unter Status-Quo-Bedingungen, d.h. mit dem derzeitigen
Ein- und Ausgabensystem, nicht nur aus finanziellen Grün-
den ausgeschlossen scheint. Selbst den Berechnungen der
von der Europäischen Kommission vorgelegten Agenda
2000 liegen Annahmen über eine geänderte Agrar- und
Strukturpolitik zugrunde. Bei verschiedenen Annahmen
über geänderte Auf- und Ausgaben der EU variieren die
Kosten entsprechend.

Damit eine Osterweiterung der EU zumindest aus finan-
ziellen Gründen nicht verschoben werden muss, sollte
sich die europäische Ebene bei ihrer Aufgabenerfüllung
auf die Bereitstellung öffentlicher Güter, für die sie den
optimalen Zentralisierungsgrad verkörpert, beschränken.
Zu diesen Gütern zählen beispielsweise das Aufstellen
und Überwachen von Regeln, zum Beispiel der Geldpoli-
tik, das Verwirklichen des europäischen Binnenmarkt-
projekts, die Außen- und Sicherheitspolitik, die Politik
gegenüber Drittstaaten sowie Teile der Umweltpolitik.
Andere Bereiche wie die ausgabenintensive Agrarpolitik
und große Teile der Strukturpolitik müssen renatio-
nalisiert werden. Aus ökonomischer Sicht gibt es keinen
Grund für finanzielle Kompetenzen der EU-Ebene in die-
sen Bereichen.

Auf der Einnahmenseite sind die traditionellen Eigenmit-
tel als zentrale Einnahmequelle der EU relativ unumstrit-
ten und sollten deshalb auch nach einer Osterweiterung
beibehalten werden. Der verbleibende Finanzbedarf lässt
sich am besten wie bisher durch nationale Beiträge dek-
ken. Allerdings sollten diese nicht mehr ausschließlich
nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip, sondern verstärkt
nach dem Äquivalenzprinzip bemessen werden. Mit an-
deren Worten: Der nationale Integrationsvorteil muss
stärker berücksichtigt werden.

Neben der Konzentration auf europäische Kernaufgaben
und einem leicht modifizierten Einnahmesystem könnte
ein expliziter europäischer Finanzausgleich einen Weg
aus den immanenten Schwächen des jetzigen Ausgaben-
systems darstellen. Dabei ließen sich die in den Verträ-
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gen festgelegten Integrationsziele problemlos weiterver-
folgen. Ökonomische Rechtfertigungsgründe für einen
Finanzausgleich in einer erweiterten Union wären durch-
aus vorhanden. Aus allokativer Sicht kann ein Finanzaus-
gleich nicht nur zur Bereitstellung öffentlicher Güter,
sondern auch zur Verhinderung großer Wanderungs-
ströme und zum Ausgleich verschiedener Infrastruktur-
bestände beitragen. Distributive Gründe, die in den Prä-
ambeln der europäischen Verträge als Kohäsionsziel fest-
gelegt sind, rechtfertigen darüber hinaus transnationale
Zuweisungen.

Ein Finanzausgleich könnte fiskalische Hindernisse auf
dem Weg zur Osterweiterung aus dem Weg räumen. Eine
Erweiterung der EU ist dann für die Alt- und Neu-
mitglieder ökonomisch vorteilhaft. Sie bringt durch eine
verstärkte internationale Arbeitsteilung Effizienzgewinne
und verteilt die Finanzierungslast der europaweiten öf-
fentlichen Güter auf noch mehr Schultern.

Dipl.-Volksw. Beate Milbrandt, MSc ist Leiterin des
Senatorenbüros bei der Senatsverwaltung für Finan-
zen in Berlin.

East European Economies Post-Helsinki
von László Csaba, Budapest

Nearly a quarter of a century ago the Library of
Congress of the United States of America published

a volume under this title. This has been one of the most
influential among the „green elephant“ series, highlighting
the economic weaknesses of the countries of the Soviet
Bloc, just shortly after the western community subscribed
formally to the Russian conquest of the central and eastern
part of the old continent by the Helsiniki Accords of
1975. This volume contained, inter alia, the insightful
analysis of Michael Keren on the decay of the GDR
economy, one of the very early accounts by an external
observer. Similarly, Zbigniew Fallenbuchl, analysing the
hit of the 1970s, the Polish growth miracle, highlighted
the unsustainable features of this development and
forecasted the crisis – which indeed materialised in 1980.

Now Helsinki is a code name again: a catchword for the
new policies of the European Union towards eastward
enlargement. Reacting to the Kosovo crisis on the one
hand, and to the visible progress achieved by the Central
European reform states in transforming their economies
and solidifying their democratic structures on the other,
the Helsiniki Council of December, 1999 adopted a new
enlargement strategy.

What are the major components of the new strategy? First
and foremost, following the deliberations of the Cologne
Council of June, 1999 enlargement is put in a wider
perspective of Ostpolitik. The latter focuses on the crisis-
ridden areas of the former Soviet Union, primarily Russia,
the war-torn and still unsettled Balkan penninsula, and on
stabilising Turkey as the forward bastion of the western
alliance in a most unstable Middle East and Transcaucasus.

This geopolitical reorientation has transformed into a
widening of the scope of the candidate countries for EU-
accession. Aside from the first round of six applicants,
having entered into concrete preparatory talks on the
modalities of taking over the acquis, seven more countries
were invited: Latvia, Lithuania, Bulgaria, Romania, Turkey,
Malta and Slovakia. The comparative country opinions of

the Commission, published in October 1999, have made
major progress both in terms of political criteria and in
terms of systematic transformation in the second round
of countries.

The Commission, however, also highlighted the ongoing
importance of not softening up the Copenhagen accession
criteria. Members of the Commission, as well as the
wordings of the document underscore the often limited
progress made even by first-round countries in such areas
as administrative reform, enforcement of formally
already adopted EU legislation, financial sector reform,
environmental legislation and even in terms of macro-
economic stability.
This critical note implies therefore a double strategy. On
the more general, political level, the EU has opened the
door to several countries, offering them a long term
perspective that may motivate local leaderships to
commit themselves more seriously to necessary, though
mostly unpopular and costly, reform projects than they
would probably do without such a perspective out of their
own deliberation. On the other hand, there is an openly
declared intention to exert pressure on countries not to
relax reform endeavours. In this context, the criticism of
the slowdown in the reform process of the Czech
Republic and Slovenia, or the critical evaluation of the
miniscule progress made by Poland in implementing
already formally adopted legislation in many areas,
including the environment, deserve mentioning.

The Helsinki Council, having approved the Commission
evaluation, has not given a mandate to the Commission
to start immediate and unconditional accession nego-
tiations with any candidate country. On the contrary,
Turkey has only been elevated to a status where prepara-
tory talks can be launched. Despite the democratic chan-
ges in Croatia, that country has still to normalize its
relations to the EU, revitalize the co-operation agreement
of 1993 and apply for membership. As it seems today, the
former Yugoslav Republic of Macedonia is the only post-




